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 § 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr  

1. Der im Jahre 1987 gegründete Verein führt den Namen:   

Segler-Kameradschaft Troisdorf e.V. (SKT 87)  

2. Der Verein hat seinen Sitz in Troisdorf und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Siegburg unter 

der Nummer VR 1440 eingetragen.   

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

4. Der Verein strebt die Mitgliedschaft in Organisationen an, die den Segelsport im Allgemeinen und die 

Ziele des Vereins im Besonderen fördern.  

  

 § 2  Zweck des Vereins  

Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Segelsports insbesondere durch:  

• Ausbildung der Mitglieder in allen Bereichen des Segelsports Auch Bootspflege und Instandhaltung 

• Weiterbildung der Mitglieder im Segelsport durch Organisation und Durchführung von Segeltörns  

• Pflege der Kultur und des seemännischen Brauchtums   

 

 § 3  Gemeinnützigkeit  

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.  

2. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Alle Mittel 

des Vereins dürfen nur zu satzungsmäßigen Zwecken verwendet werden.  

3. Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral.  

4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Keine Person darf durch 

Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 

begünstigt werden.  

5. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes eines 

Anteils am Vereinsvermögen.  

  

 § 4  Erwerb der Mitgliedschaft  

1. Mitglied des Vereins können werden:  

Soldaten, im Geschäftsbereich des BMVg beschäftigtes Zivilpersonal, Pensionäre und Rentner aus 

diesem Personenkreis, Reservisten und Angehörige der o.a. Personen. 

Über die Aufnahme sonstiger Personen entscheidet der Vorstand. 

2. Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme erworben. Es ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag an den 

Verein zu richten.  



3. Der Aufnahmeantrag eines beschränkt Geschäftsfähigen oder Geschäftsunfähigen ist von dem/den 

gesetzlichen Vertreter(n) zu stellen. Die Aufnahme eines beschränkt Geschäftsfähigen oder 

Geschäftsunfähigen setzt voraus, dass seine gesetzlichen Vertreter die Haftung für anfallende 

Mitgliedsbeiträge, Nutzungsgebühren und Umlagen übernehmen.  

4. Mit Beschlussfassung des Vorstands über die Aufnahme beginnt die Mitgliedschaft. Das Mitglied erhält 

eine schriftliche Aufnahmebestätigung. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die Vereinssatzung und 

die Ordnungen in der jeweils gültigen Fassung an.  

5. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet werden. 

Gegen die Ablehnung der Aufnahme kann die betroffene Person binnen 2 Wochen ab Zugang der 

ablehnenden Entscheidung des Vorstands schriftlich beim Vorstand Widerspruch einlegen. Über den 

Widerspruch entscheidet die nächste Mitgliederversammlung.  

6. Ehemalige Mitglieder, außer durch förmliches Verfahren Ausgeschlossene, können durch Beschluss 

des Vorstandes auf schriftlichen Antrag wieder aufgenommen werden. Die erneute Entrichtung des 

Aufnahmebeitrags entfällt und der Mitgliedsbeitrag wird anteilig für die Restmonate des laufenden 

Geschäftsjahres festgesetzt. . 

  

 § 5  Arten der Mitgliedschaft  

1. Die SKT besteht aus:  

• Ordentlichen Mitgliedern  

Sie sind als aktive Teilnehmende an sämtlichen Veranstaltungen des Vereins zugelassen. Sie 

müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben. Sie besitzen aktives und passives Wahlrecht.  

• Jugendlichen Mitgliedern (bis zum vollendeten 18. Lebensjahr) 

Sie können an sämtlichen Veranstaltungen des Vereins teilnehmen, soweit das Einverständnis der 

gesetzlichen Vertreter vorliegt. Sie besitzen kein aktives oder passives Wahlrecht.  

• Fördernden Mitgliedern  

• Ehrenmitgliedern  

2. Fördernde und Ehrenmitglieder können an sämtlichen Veranstaltungen des Vereins – mit Ausnahme 

der Übungs- und Trainingsstunden – teilnehmen. Sie sind von der Zahlung der Vereinsbeiträge befreit. 

Sie besitzen kein aktives oder passives Wahlrecht. 

3. Jedes Mitglied ist verpflichtet,  

• den Vereinsbeitrag und andere Gebühren fristgerecht zu entrichten. 

• Änderungen seiner Anschrift, E-Mail-Adresse oder Bankverbindung unverzüglich dem Verein 

mitzuteilen. 

• zur Förderung der Vereinsziele beizutragen.  

• sich bei Bedarf für Aus- und Weiterbildungsvorhaben zur Verfügung zu stellen.  

• vereinseigene Boote und Gerätschaften zu pflegen und instand zu halten bzw. daran mitzuwirken.  

• Segeltörns, die unter Bezug auf den Verein durchgeführt werden, beim Vorstand anzumelden. 



4. Jedes Mitglied ist berechtigt, das Vereinseigentum nach den vom Vorstand festgelegten Bestimmungen 

zu nutzen. 

  

 § 6  Beendigung der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft endet  

• durch Austritt aus dem Verein (Kündigung);  

• durch Ausschluss aus dem Verein (§ 7);  

• durch Tod;  

• durch Auflösung des Vereins;  

2. Der Austritt aus dem Verein (Kündigung) erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. 

Der Austritt kann zum Ende des Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist bis zum 15. 

November des Kalenderjahres erklärt werden.  

3. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, 

insbesondere ausstehende Beitragspflichten und Nutzungsentgelte, bleiben hiervon unberührt. 

Vereinseigene Gegenstände sind dem Verein spätestens bis zum Austrittstermin herauszugeben oder 

mit Zustimmung des Vorstands wertmäßig abzugelten.  

4. Die Geltendmachung der Aufrechnung oder eines Zurückbehaltungsrechts durch das ausscheidende 

Mitglied ist ausgeschlossen. Dem austretenden Mitglied steht kein Anspruch auf Rückzahlung 

überzahlter Beiträge oder auf anteilige Auszahlung des Vereinsvermögens zu.  

 

 § 7 Einschränkung der Mitgliederrechte und Ausschluss aus dem Verein  

1. Das Recht eines Mitglieds, an Veranstaltungen oder Ausbildungen des Vereins teilzunehmen oder das 

Vereinseigentum zu nutzen, kann im begründeten Einzelfall durch Beschluss des Vorstandes 

vorübergehend oder dauerhaft eingeschränkt werden, wenn das Mitglied grobe Verstöße gegen die 

Satzung oder Ordnungen des Vereins schuldhaft begangen hat. Die Teilnahme an der 

Mitgliederversammlung sowie die Ausübung von Wahlrechten gemäß § 5 dieser Satzung bleiben 

hiervon unberührt. 

2. Das Recht eines Mitglieds zur Nutzung des Vereinseigentums kann durch Beschluss des Vorstandes in 

gleicher Weise eingeschränkt werden, wenn das Mitglied das Vereinseigentum grob fahrlässig oder 

vorsätzlich erheblich beschädigt hat. 

3. Gegen den Beschluss des Vorstands zur Einschränkung der Mitgliedsrechte kann das betroffene 

Mitglied innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung der Einschränkung schriftlich Widerspruch beim 

Vorstand einlegen. Der Vorstand entscheidet über den Widerspruch zum frühestmöglichen Zeitpunkt, 

spätestens aber innerhalb von 14 Tagen nach Eingang des Widerspruchs. Der Widerspruch hat keine 

aufschiebende Wirkung.  



4. Zur Bestätigung der Einschränkung ist die Zustimmung von mindestens drei Vierteln der Mitglieder des 

Vorstandes erforderlich. Andernfalls ist die Einschränkung durch den Vorstand umgehend aufzuheben. 

5. Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen, wenn ein Mitglied  

• mit der Zahlung des Jahresbeitrags bis zur Jahreshauptversammlung trotz ausdrücklicher 

Aufforderung durch den Vorstand im Verzug ist, oder  

• mit der Zahlung geschuldeter Nutzungsgebühren oder Umlagen trotz ausdrücklicher Aufforderung 

durch den Vorstand mindestens 6 Wochen im Verzug ist, oder 

• grobe Verstöße gegen die Satzung und Ordnungen des Vereins schuldhaft begeht, oder  

• in grober Weise den Interessen des Vereins und/oder seiner Ziele zuwiderhandelt.  

6. Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstands. Es ist die  

Zustimmung von mindestens drei Vierteln der anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder erforderlich.   

7. Gegen den Ausschluss steht dem Ausgeschlossenen der Rechtsweg über die ordentliche 

Gerichtsbarkeit offen. Die Anrufung eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur 

Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung.   

 

 § 8  Beiträge, Gebühren, Beitragseinzug  

1. Es ist ein jährlicher Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Es können zusätzlich auch (Sonder-)Umlagen 

festgesetzt werden. Die Höhe dieser (Sonder-)Umlagen darf das Vierfache des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung über das Erheben der (Sonder-)Umlagen gültigen jährlichen Mitgliedsbeitrags nicht 

übersteigen.  

2. Für die Nutzung des Vereinseigentums sind die in der Nutzungsordnung festgelegten 

Nutzungsgebühren zusätzlich zum Mitgliedsbeitrag zu zahlen.  

3. Die durch die SKT 87 abzuführenden Versicherungs- und Verbandsbeiträge sind in den 

Mitgliedsbeiträgen enthalten. 

4. Die Mitgliedsbeiträge sind jeweils am ersten Bankarbeitstag des Geschäftsjahres fällig.  

5. Die Nutzungsgebühren werden durch den Vorstand für jedes nutzende Mitglied nach Ende der 

Segelsaison in einer Jahresrechnung zusammengestellt und durch Abrechnungsankündigung fällig.  

6. Die Fälligkeit der (Sonder-)Umlagen richtet sich nach dem Beschluss der Mitgliederversammlung.  

7. Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein ein SEPA-Lastschriftmandat zum Einzug des 

Mitgliedsbeitrags, der Nutzungsgebühren  zu erteilen. Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren 

teilnehmen, tragen den erhöhten Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die 

der Vorstand durch Beschluss festsetzt.  

8. Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen, sind dadurch 

entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu tragen.  

9. Wenn der Beitrag im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht beim Verein eingegangen ist, befindet sich das 

Mitglied ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug. Der ausstehende Beitrag kann dann bis zu seinem 



Eingang gemäß § 288 Absatz 1 BGB mit 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach  

§ 247 BGB verzinst werden.  

10. Das Stimmrecht eines Mitglieds ruht, solange es sich mit der  Zahlung seines Mitgliedsbeitrags oder 

anderer Zahlungsverpflichtungen ganz oder teilweise im Verzug befindet.  

11. Überfällige Forderungen gegenüber dem Mitglied werden vom Verein außergerichtlich und gerichtlich 

geltend gemacht. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu tragen.  

12. Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder -pflichten ganz oder teilweise 

erlassen oder stunden bzw. Mitgliedern die Teilnahme am SEPA-Lastschriftverfahren erlassen.  

13. Die Gläubiger-Identifikationsnummer des Vereins im SEPA-Lastschriftverfahren lautet:    

DE98 SKT 000 0081 625. Die Mandatsreferenz entspricht jeweils der Mitgliedsnummer mit dem Präfix 

„SKT-“.    

  

 § 9 Mitgliederrechte minderjähriger oder geschäftsunfähiger Vereinsmitglieder  

1. Kinder bis zum 7. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig im Sinne der Regelungen 

des BGB gelten, können ihre Mitgliederrechte nicht persönlich ausüben. Diese werden durch ihre 

gesetzlichen Vertreter wahrgenommen.  

2. Vorbehaltlich anderweitiger Vorschriften in dieser Satzung üben Kinder und Jugendliche zwischen dem 

7. und 18. Lebensjahr ihre Mitgliederrechte im Verein persönlich aus. Ihre gesetzlichen Vertreter sind 

dagegen von der Wahrnehmung ausgeschlossen.  

3. Mit Vollendung des 16. Lebensjahres ist jedes Mitglied berechtigt, an der Willensbildung im Verein 

durch Ausübung des Antrags- und Diskussionsrechts in der Mitgliederversammlung teilzunehmen. 

 

§ 10 Die Vereinsorgane  

Organe des Vereins sind:  

• die Mitgliederversammlung;  

• der Vorstand.   

 

§ 11 Die Mitgliederversammlung  

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. Die Mitgliederversammlung besteht aus 

allen stimmberechtigten Mitgliedern und stimmberechtigt sind alle ordentlichen Mitglieder.  

2. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  

a. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands und Bestätigung des von der 

Jugendabteilung gewählten Jugendobmanns,  

b. Wahl von zwei Kassenprüfern für die Dauer von zwei Jahren  

c. Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern  



d. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung,  

e. Beschlussfassung über die Auflösung oder die Fusion des Vereins,  

f. Festsetzung der Höhe der Aufnahmegebühr, des Jahresbeitrags und möglicher  

(Sonder-)Umlagen,  

g. Festsetzung von Arbeitsverpflichtungen am Vereinseigentum,  

h. Ernennung von Ehrenmitgliedern,  

i. Genehmigung des Haushaltsplans und Entgegennahme des Jahresberichtes und sonstiger 

Berichte des Vorstands,  

j. Entlastung des geschäftsführenden Vorstands.  

3. Einmal jährlich, möglichst im ersten Quartal eines Jahres, findet die ordentliche Mitgliederversammlung 

(Jahreshauptversammlung) des Vereins statt. Weitere (außerordentliche) Mitgliederversammlungen 

kann der Vorstand jederzeit einberufen und sind einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins 

erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel der stimmberechtigten Mitglieder unter Angabe 

des Zwecks und der Gründe schriftlich vom Vorstand verlangt wird.  

4. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Protokollführer ist der Schriftführer, 

bei dessen Verhinderung bestimmt die Versammlung den Protokollführer. Das Protokoll soll Ort und Zeit 

der Versammlung, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Namen des Versammlungsleiters und des 

Protokollführers, die Tagesordnung sowie die gefassten Beschlüsse samt Art der Abstimmung und 

Abstimmungsergebnisse enthalten.   

  

§ 12 Einberufung der Mitgliederversammlung  

1. Die Mitgliederversammlung als Jahreshauptversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist 

von sechs Wochen einzuberufen. Für die Einberufung einer Außerordentlichen Mitgliederversammlung 

genügt die Einhaltung einer Frist von zwei Wochen.  

2. Die Einberufung erfolgt schriftlich an die letzte vom Mitglied schriftlich bekanntgegebene Adresse und 

unter Angabe der vom Vorstand beschlossenen Tagesordnung. Mitglieder, die dem Verein eine E-Mail-

Adresse mitgeteilt haben, können auch elektronisch durch Übermittlung einer E-Mail an die zuletzt in 

Textform mitgeteilte E-Mail-Adresse geladen werden, wenn das Mitglied nicht in Textform anderes 

mitgeteilt hat. Die Ladungsfrist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag.  

3. Jedes Mitglied kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung 

gesetzt werden. Geht ein solcher Antrag spätestens zwei Wochen vor dem Tag der 

Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand ein, ist die Tagesordnung zu Beginn der 

Mitgliederversammlung entsprechend zu ergänzen. Geht er später ein oder wird er erst in der 

Mitgliederversammlung gestellt, beschließt die Mitgliederversammlung über die Zulassung des Antrags.   

 



§ 13 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung.  

1. Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.  

2. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem anderen 

Mitglied des Vorstands geleitet. Ist kein Mitglied des  Vorstands anwesend, bestimmt die Versammlung 

den Leiter aus dem Kreis der Mitglieder.  

3. Jedes ordentliche Mitglied hat Stimmrecht in der Mitgliederversammlung. Jedes stimmberechtigte 

Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur ausgeübt werden, wenn alle fälligen Zahlungen 

entrichtet oder Stundung gewährt wurde. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar.  

4. Die Abstimmung erfolgt offen per Handzeichen. Die Abstimmung muss jedoch schriftlich durchgeführt 

werden, wenn mindestens die Hälfte der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

dies verlangt. Liegt zum Zeitpunkt der Abstimmung eine schriftliche Stimmabgabe mit Erklärung eines 

am Erscheinen verhinderten Mitglieds vor, so gilt diese schriftliche Stimme für den 

Abstimmungszeitpunkt als Stimme eines Anwesenden. 

5. Soweit in der gegenwärtigen Satzung nicht ausdrücklich anders bestimmt, fasst die 

Mitgliederversammlung Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der gültigen abgegebenen Stimmen der 

anwesenden Stimmberechtigten. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

Stimmenthaltungen werden als ungültige Stimmen gewertet. Zur Änderung der Satzung, zur Änderung 

des Vereinszwecks, zur Auflösung des Vereins und zur Zulassung von nachträglichen Anträgen auf 

Ergänzung der Tagesordnung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen 

der anwesenden Stimmberechtigten erforderlich. 

6. Für Wahlen gelten die Bestimmungen über die Beschlussfassung entsprechend. Wählbar ist jedes 

ordentliche Mitglied. Erreicht im ersten Wahlgang kein Kandidat die absolute Mehrheit, ist die Wahl zu 

wiederholen. Erreicht auch im zweiten Wahlgang kein Kandidat die absolute Mehrheit, genügt im dritten 

und in weiteren Wahlgängen die einfache Mehrheit der gültigen abgegebenen Stimmen. Erreicht auch 

nach mindestens drei Wahlgängen kein Kandidat die erforderliche Mehrheit, kann der 

Versammlungsleiter bestimmen, dass das Los entscheidet.  

7. Über die Besetzung aller Positionen des zur Wahl stehenden Vorstands kann auch in einem einzigen 

Wahlgang, insbesondere nach den Grundsätzen der Blockwahl, abgestimmt werden, wenn die 

anwesende Mitgliederversammlung durch einfache Mehrheit der abgegeben gültigen Stimmen der 

anwesenden Stimmberechtigten hierzu die vorherige Zustimmung erteilt hat.  

 

§ 14 Der Vorstand  

1. Der  1. und der 2. Vorsitzende (Stellvertreter) sowie der Schatzmeister bilden den geschäftsführenden 

Vorstand der SKT 87. Der geschäftsführende Vorstand ist der gesetzlich geforderte Vereinsvorstand 

gemäß § 26 BGB. Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands sind namentlich in das 

Vereinsregister einzutragen. 

2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des geschäftsführenden 

Vorstandes, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, gemeinsam vertreten. Durch 



Beschluss der Mitgliederversammlung können die Vorstandsmitglieder oder einzelne von ihnen von den 

Beschränkungen des § 181 BGB ganz oder teilweise befreit werden. 

3. Der erweiterte Vorstand besteht aus dem Schriftführer, dem Ausbildungsleiter und dem Takelmeister. 

4. Geschäftsführender Vorstand und erweiterter Vorstand bilden gemeinsam den Vorstand der SKT 87 

(„Vorstand“) gemäß dieser Satzung. 

5. Die Mitglieder des Vorstands werden durch die Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. 

Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur Wahl des Amtes vorher schriftlich 

erklärt haben. Die Wiederwahl ist zulässig.  

6. Die Mitglieder des Vorstands bleiben auch nach dem Ablauf der Wahlperiode bis zur Wahl eines 

Nachfolgers im Amt. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Wahlperiode vorzeitig aus, kann 

der Vorstand ein Ersatzmitglied bestellen, welches das Amt bis zur nächsten Mitgliederversammlung 

kommissarisch ausübt.  

7. Die Aufgaben im erweiterten Vorstand können bei Bedarf in Personalunion durch andere 

Vorstandsmitglieder wahrgenommen werden.  

8. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt im Vorstand.  

  

§ 15 Zuständigkeit des Vorstands  

1. Der Vorstand der SKT 87 ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch die  

Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:  

a. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung;  

b. Einberufung der Mitgliederversammlung;  

c. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung;  

d. Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung;  

e. Erstellung der Jahreshaushaltspläne und der Jahresberichte;  

f. Beschlussfassung über Aufnahme von Mitgliedern.  

g. Erlassen der Nutzungsordnung für die Vereinsboote 

h. Planung und Steuerung von Ausbildungsvorhaben und Veranstaltungen des Vereins 

i. Erlassen, Ändern und Aufheben der Datenschutzordnung (DSO) des Vereins. 

2. Der Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf, aufgabenbezogen, für einzelne Projekte oder befristet 

besondere Vertreter nach § 30 BGB zu bestellen und diesen die damit verbundene Vertretung und 

Geschäftsführung zu übertragen.  

3. Der Vorstand kann Ausschüsse bilden.  

4. Der Vorstand kann sich durch Beschluss eine Geschäftsordnung geben. Wird sich eine 

Geschäftsordnung gegeben, ist diese den Mitgliedern bekannt zu geben.  



5. Der geschäftsführende Vorstand darf Geschäftsabschlüsse bis zu einem Wert, der von der jeweiligen 

Mitgliederversammlung festgelegt worden ist, tätigen. Mit Zustimmung des geschäftsführenden 

Vorstands können in diesem Rahmen auch Mitglieder des erweiterten Vorstandes mit dem Abschluss 

notwendiger Geschäfte beauftragt werden. 

 

§ 16 Beschlussfassung des Vorstands:  

1. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen oder auf schriftlichem Wege. 

Vorstandssitzungen können als Präsenzveranstaltung, Video- und oder Telefonkonferenz abgehalten 

werden. Eine Mischung der Teilnahmearten ist zulässig. 

2. Vorstandssitzungen sind vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden 

einzuberufen. Sind beide Vorsitzenden verhindert, kann der Schatzmeister Vorstandssitzungen 

einberufen.  

3. Vorstandssitzungen sind in Textform oder (fern-)mündlich unter Einhaltung einer Einberufungsfrist von 

einer Woche einzuberufen. Der Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. Sitzungsleiter ist der 1. 

Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende. Sind beide Vorsitzenden verhindert, wird die 

Sitzung durch den Schatzmeister geleitet.  

4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder anwesend sind, darunter 

mindestens ein Mitglied des geschäftsführenden Vorstands. Die Beschlussfähigkeit des Vorstands setzt 

nicht voraus, dass sämtliche Vorstandsämter besetzt sind.  

5. Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Die Mitglieder 

des Vorstandes haben je eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 

Sitzungsleiters. Bei der Beschlussfassung mit Außenwirkung ist § 14 Absatz 1 Satz 3 dieser Satzung zu 

beachten. 

6. Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. Das Protokoll soll Ort und Zeit der Sitzung, Namen 

der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und die Abstimmungsergebnisse enthalten. Das Protokoll 

dient u.a. Beweiszwecken.  

7. Ein Vorstandsbeschluss außerhalb einer Sitzung kann mündlich, schriftlich, per E-Mail oder auf 

anderem Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden, wenn alle Mitglieder des Vorstands 

ihre Zustimmung zu der Beschlussfassung erklären. Der Beschluss ist spätestens mit der nächsten 

Vorstandssitzung zu protokollieren.  

  

§ 17 Jugendabteilung  

1. Die Jugend des Vereins (Jugendabteilung) ist die Gemeinschaft aller Mitglieder, die das 1. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben und ist zuständig für alle Jugendangelegenheiten des Vereins. 

Beschlussgremium der Jugendabteilung ist die Jugendversammlung. 

2. Die Jugendabteilung des Vereins führt und verwaltet sich selbständig und entscheidet über die ihr durch 

den Haushalt des Vereins zufließenden Mittel.  



3. Die Jugendabteilung wählt - ggf. auf Vorschlag des Vorstands - den Jugendobmann aus dem Kreis der 

ordentlichen Mitglieder des Vereins.  

4. Einzelheiten regelt die von der Jugendversammlung zu beschließende Jugendordnung. Die 

Jugendordnung darf den Vorgaben dieser Satzung nicht widersprechen. Im Zweifelsfall gelten die 

Regelungen dieser Satzung.  

 

§ 18 Kassenführung  

1. Der Schatzmeister hat über die Kassengeschäfte Buch zu führen und eine Jahresrechnung zu erstellen.  

2. Die Jahresrechnung wird von zwei Kassenprüfern geprüft, die von der Mitgliederversammlung gewählt 

werden und die nicht dem geschäftsführenden Vorstand oder dem erweiterten Vorstand angehören 

dürfen. Für die Wahl, Wählbarkeit und Amtsdauer der Kassenprüfer gelten die Bestimmungen für die 

Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands entsprechend.  

3. Die Kassenprüfer prüfen mindestens einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Konten, 

Buchungsunterlagen und Belegen. Sie berichten der Mitgliederversammlung zum Ergebnis.  

4. Die geprüfte Jahresrechnung ist der Mitgliederversammlung durch den geschäftsführenden Vorstand 

zur Beschlussfassung vorzulegen.   

 

§ 19 Vergütung der Organmitglieder, Aufwendungsersatz, bezahlte Mitarbeit   

1. Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt, soweit nicht diese Satzung 

etwas anderes bestimmt.  

2. Die Mitgliederversammlung kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen, 

steuerlichen und rechtlichen Möglichkeiten und der Haushaltslage beschließen, dass Vereins- und 

Organämter entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer 

pauschalierten Aufwandsentschädigung ausgeübt werden. Für die weitere Ausgestaltung hinsichtlich 

Vertragsbeginn, Vertragsinhalte und Vertragsende ist der Vorstand zuständig.  

3. Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der 

Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten für den Verein gegen eine angemessene Vergütung oder 

Honorierung an Dritte vergeben.  

4. Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist der Vorstand 

ermächtigt, in dem in § 11 Absatz 2 Satz 1 genannten Rahmen Mitarbeiter für die Verwaltung 

einzustellen.  

5. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch nach  

§ 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Die 

Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. Der Vorstand kann durch 

Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten Aufwandspauschalen festsetzen.  



6. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach seiner 

Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit 

prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden.  

7. Einzelheiten regelt die Finanzordnung.  

  

§ 20 Haftung des Vereins  

1. Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung 500 Euro im Jahr nicht übersteigt, 

haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.  

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig verursachte 

Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen 

des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden nicht durch 

Versicherungen des Vereins abgedeckt sind.   

  

§ 21 Datenschutz im Verein  

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben der EU-

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 

verarbeitet. Die Zustimmung zur digitalen Erfassung der Daten erfolgt durch die Mitglieder mit 

Unterzeichnung der Beitrittserklärung, in der auf diese Zustimmung gesondert hinzuweisen ist.    

2. Sofern die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 

Vereinsmitglied insbesondere folgenden Rechte:   

• Zugang zu Informationen - Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten;  

• Berichtigung - der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig sind;  

• Vergessen werden - Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Verarbeitung 

und Speicherung unrechtmäßig war, bei Widerruf oder Widerspruch und wenn die 

Datenspeicherung nicht mehr notwendig ist; 

• Einschränkung der Verarbeitung - Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich 

bei behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt, 

sowie  von unrichtigen oder nicht mehr benötigten Daten; 

• Anspruch auf Benachrichtigung – Mitteilung von Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung an 

Empfänger denen personenbezogenen Daten offengelegt wurden 

• Datenübertragbarkeit – Erhalt der Daten in strukturierter, gängiger und maschinenlesbarer Form; 

• Widerspruchsrecht – Widerspruch gegen die Verarbeitung sofern keine zwingend schutzwürdigen 

Gründe vorliegen; 

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, 

personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als der jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden 



Zwecken zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 

Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.  

4. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene Daten, soweit sie die Kassengeschäfte 

betreffen, entsprechend der steuerlich bestimmten Fristen aufbewahrt, bzw. den Löschfristen gemäß 

gelöscht.    

5. Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten seiner Mitglieder in automatisierter und 

nichtautomatisierter Form. Diese Daten werden ausschließlich zur Erfüllung der in dieser Satzung 

genannten Zwecke und Aufgaben des Vereins verarbeitet, z.B. im Rahmen der Mitgliederverwaltung. 

Näheres ist in der Datenschutzordnung (DSO) des Vereins geregelt.  

6. Die DSO ist nicht Bestandteil der Satzung. Die jeweils aktuelle DSO wird mit ihrer Veröffentlichung auf 

der Homepage des Vereins im internen Bereich unter der Rubrik "Dokumente" für alle Mitglieder 

verbindlich. 

 

§ 22 Auflösung des Vereins  

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung 

beschlossen werden. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 

gültigen Stimmen der stimmberechtigten Anwesenden erforderlich. Die Abstimmung ist namentlich 

vorzunehmen.  

2. Im Falle der Auflösung oder bei Wegfall der bisherigen, gemeinnützigen, steuerbegünstigten Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an die „Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger“, die es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.  

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Beendigung der Mitgliedschaft steht den Mitgliedern kein Anspruch 

auf das Vermögen zu.  

4. Die Liquidation des Vereins erfolgt durch den Vorstand als Liquidatoren.  

5. Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein, fällt das Vermögen nach Vereinsauflösung an den neu 

entstehenden Fusionsverein bzw. den aufnehmenden Verein, der es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

  

§ 23 Gültigkeit dieser Satzung  

1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 11. April 2024 beschlossen.  

2. Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft; alle früheren Fassungen der Satzung 

verlieren damit ihre Gültigkeit. 

 

 

   Köln, den 11.04.2024                 .  

(Ort, Datum)  

  


